
 Aufstellungsbeschluss  
gemäß § 2(1) BauGB 

Frühzeitige Beteiligung gemäß §§ 3(1), 
4(1) BauGB 

Öffentliche Auslegung  
gemäß § 3(2) BauGB 

Erneute öffentliche Auslegung  
gemäß § 4a(3) BauGB 

  

Die Aufstellung des Bebauungs-
planes ist gemäß § 2(1) BauGB vom 
Rat der Stadt Halle (Westf.) am 
13.06.2007 beschlossen worden.  
Dieser Beschluss ist am 02.08.2008 
ortsüblich bekanntgemacht worden. 
 
 
 
Halle (Westf.), den  ....................... 
 
im Auftrage des Rates der Stadt 
 
................................................... 
Bürgermeisterin 
 
 
................................................... 
Ratsmitglied 

  

Nach ortsüblicher öffentlicher Be-
kanntmachung am 02.08.2008 
wurde die frühzeitige Information 
und Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3(1) BauGB durchgeführt 
durch: Auslegung im Rathaus. 
 
 
Die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange wurden mit 
Schreiben vom 07.08.2008 gemäß 
§ 4(1) BauGB beteiligt. 
 
 
Halle (Westf.), den  ....................... 
 
 
................................................... 
Bürgermeisterin 

  

Der Bebauungsplan wurde als Entwurf 
mit Begründung und den wesentlichen 
bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen zur öffentlichen Aus-
legung bestimmt mit Beschlussfassung 
vom 17.02.2010 durch den Rat der 
Stadt Halle (Westf.). 
Nach ortsüblicher öffentlicher Bekannt-
machung am 24.03.2010 hat der Plan-
Entwurf mit Begründung und den nach 
Einschätzung der Stadt wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen gemäß § 3(2) BauGB 
vom 12.04.2010 bis 14.05.2010 
öffentlich ausgelegen. 
 

Halle (Westf.), den  ....................... 
 

................................................... 
Bürgermeisterin 

  

Der Bebauungsplan wurde als Entwurf 
mit Begründung und den wesentlichen 
bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen zur erneuten öffentlich-
en Auslegung bestimmt mit Beschluss-
fassung vom 06.04.2011 durch den 
Rat der Stadt Halle (Westf.). 
Nach ortsüblicher öffentlicher Bekannt-
machung am 06.05.2011 hat der Plan-
Entwurf mit Begründung und den nach 
Einschätzung der Stadt wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen gemäß § 4a(3) BauGB 
vom 16.05.2011 bis 20.06.2011 
öffentlich ausgelegen. 
 

Halle (Westf.), den  ....................... 
 

................................................... 
Bürgermeisterin 

 

2. Erneute öffentliche Auslegung  
gemäß § 4a(3) BauGB 

 

Der Bebauungsplan wurde als Entwurf 
mit Begründung und den wesentlichen 
bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen zur 2. erneuten öffent-
lichen Auslegung bestimmt mit Be-
schlussfassung vom 04.07.2012 durch 
den Rat der Stadt Halle (Westf.). 
Nach ortsüblicher öffentlicher Bekannt-
machung am 01.09.2012 hat der Plan-
Entwurf mit Begründung und den nach 
Einschätzung der Stadt wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen gemäß § 4a(3) BauGB 
vom 10.09.2012 bis 13.10.2012 
öffentlich ausgelegen. 
 

Halle (Westf.), den  ....................... 
 

................................................... 
Bürgermeisterin 

 

3. Erneute öffentliche Auslegung  
gemäß § 4a(3) BauGB 

 

Der Bebauungsplan wurde als Entwurf 
mit Begründung und den wesentlichen 
bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen zur 3. erneuten öffent-
lichen Auslegung bestimmt mit Be-
schlussfassung vom 19.12.2012 durch 
den Rat der Stadt Halle (Westf.). 
Nach ortsüblicher öffentlicher Bekannt-
machung am 09.02.2013 hat der Plan-
Entwurf mit Begründung und den nach 
Einschätzung der Stadt wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen gemäß § 4a(3) BauGB 
vom 20.02.2013 bis 22.03.2013 
öffentlich ausgelegen. 
 

Halle (Westf.), den  ....................... 
 

................................................... 
Bürgermeisterin 

 

 

Der  Bebauungsplan  Nr. 8.4  überplant  vollständig  die  Bebauungspläne  Nr.  8.1  „Tiefer  Weg  / 
Mödsiek“  und  Nr.  8.2  „Anschluss  Tiefer Weg“. Mit  Inkrafttreten  des  Bebauungsplanes Nr. 8.4 
„Tiefer Weg  /  Mödsiek  / Am Alten  Hof“ werden die  für den Geltungsbereich bisher geltenden 
Festsetzungen  der Bebauungspläne  Nr.  8.1  und  Nr. 8.2  insgesamt  überlagert. Sollte  sich  der 
Bebauungsplan Nr. 8.4 als unwirksam erweisen oder für nichtig erklärt werden, so leben die Fest‐
setzungen der Bebauungspläne Nr. 8.1 und Nr. 8.2 wieder auf und erlangen erneut Gültigkeit. 

 

 STADT HALLE (WESTF.): 

 BEBAUUNGSPLAN NR. 8.4 

„TIEFER WEG / MÖDSIEK / AM ALTEN HOF“ 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
    Übersichtskarte: M 1:10.000 

 

 
  0  50  100 m 

 

  Katasterkarte im Maßstab 1:1.000  Planformat: 155 cm  x  90 cm  Nord   

  Bearbeitung in Abstimmung mit der Verwaltung: 
  Büro für Stadtplanung und Kommunalberatung 

Tischmann  Schrooten      
  Berliner Straße 38, 33378 Rheda‐Wiedenbrück 
  Tel. 05242 /  55 09‐0,  Fax. 05242 / 55 09‐29  

   
Juni 2013 
 
Gez.:  Pr 
Bearb.:  Ti /YBe 

 

 

Übersichtskarte: Gliederung des Plangebietes in Teilbereiche C.1, C.2 und C.3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilbereich C.1:  Bebauungsplan Nr. 8.1, soweit nicht durch den Bebauungsplan Nr. 8.2 überplant 
Teilbereich C.2:  bisheriger Bebauungsplan Nr. 8.2 
Teilbereich C.3:  bisher nicht überplanter Bereich Am alten Hof / Meisenbrink 
 
Hinweis:  Die Bebauungspläne Nr. 8.1 und Nr. 8.2 umfassen unterschiedliche Festsetzungen, 
die für die Teilbereiche i.W. jeweils auch übernommen werden. Im Interesse der Nachvoll-
ziehbarkeit werden daher die textlichen Festsetzungen jeweils unter C.1, C.2 und C.3 
getrennt für die einzelnen Teilbereiche Nr. 8.1, Nr. 8.2 und für die Neuplanung „Am Alten 
Hof“ gefasst.  

 
 

 
D.  Sonstige Hinweise 

 
1.  Ausdrückliche Hinweise und Empfehlungen zu den Bauvorschriften: 
Bei Gestaltungsfragen wird  insbesondere  in  Zweifelsfällen eine  frühzeitige Abstimmung mit der 
Stadt empfohlen. Abweichungen von örtlichen Bauvorschriften richten sich nach § 73 BauO NRW. 
Zuwiderhandlungen  gegen  örtliche  Bauvorschriften  sind  Ordnungswidrigkeiten  im  Sinne  der 
Bußgeldvorschriften des § 84 BauO  NRW und können entsprechend geahndet werden. 
 
2.  Hinweis auf die Vorbelastung durch Verkehrslärm und Gewerbelärm: 
Das Plangebiet  ist durch  Straßenverkehrslärm  vorbelastet,  sodass weitere passive  Schallschutz‐
maßnahmen wie folgt erforderlich werden:  
‐ Teilbereich C.1: Bauflächen WA1, WA2 im Westen und im Nordwesten bzw. Norden durch Lärm 
von B 68 und L 782 (siehe C.1.3).  

‐ Teilbereich C.2: Bauflächen WA4 tlw., WA5 tlw. im Norden durch Lärm der L 782 (siehe C.2.4). 
Auf  die  aktiven  und  passiven  Schallschutzmaßnahmen,  die  i.W.  bereits  in  den  bisherigen 
Bebauungsplänen Nr. 8.1 und  Nr.  8.2  festgesetzt worden  sind  (siehe  dort mit entsprechenden 
Gutachten) wird verwiesen. 
 

Die gekennzeichnete Teilfläche WA*8 ist durch Gewerbelärm der im Norden anschließenden Kfz‐
Werkstatt vorbelastet. Die Immissionswerte liegen aber im Rahmen von Mischgebieten, in denen 
ebenfalls gesunde Wohnverhältnisse im Sinne des BauGB gegeben sind. Hier können die  künfti‐
gen Bewohner keine idealtypischen Werte wie in einem WA einfordern.  
 
3.  Altlasten und Kampfmittel:  
Im  Plangebiet  sind  keine  Altablagerungen  bekannt.  Unabhängig  davon  besteht  nach  § 2(1) 
Landesbodenschutzgesetz  vom 09.05.2000  die Verpflichtung,  Anhaltspunkte  für  das  Vorliegen 
einer Altlast oder einer schädlichen Bodenveränderung unverzüglich der Stadt und der zuständi‐
gen Behörde  (hier: Kreis Gütersloh, Untere Bodenschutzbehörde, Tel. 05241/85‐2740) mitzutei‐
len, sofern derartige Feststellungen bei der Durchführung  von Baumaßnahmen, Baugrundunter‐
suchungen oder ähnlichen Eingriffen in den Boden und in den Untergrund getroffen werden. 
Es besteht bisher kein Verdacht auf Bombenblindgänger. Tiefbauarbeiten sollten jedoch mit Vor‐
sicht durchgeführt werden, da Kampfmittelfunde nie  völlig  ausgeschlossen werden können. Bei 
Funden von Kampfmitteln ist die örtliche Ordnungsbehörde zu benachrichtigen, die Arbeiten sind 
aus Sicherheitsgründen sofort einzustellen. 
 
4.  Bodendenkmale:  
Im Bereich C.2 des Bebauungsplanes  Nr. 8.2 (WA3, WA4, WA5) liegt ein Fundplatz frühgeschicht‐
licher Brandgräber. Es war daher erforderlich geworden, Baugrundstücke  im Plangebiet Nr. 8.2 
vor Beginn der Baumaßnahmen archäologisch prospektieren zu lassen. Nach Mitteilung des LWL‐
Archäologie  für Westfalen zum Planerfahren Nr. 8.4  sind  keine weiteren Maßnahmen erforder‐
lich,  auf  die Meldepflicht  wird  jedoch  verwiesen: Werden  bei  Erdarbeiten kultur‐  und  erdge‐
schichtliche  Bodenfunde  entdeckt  (Tonscherben,  Metallfunde,  Bodenverfärbungen,  Knochen 
etc.),  ist  gemäß Denkmalschutzgesetz NRW die Entdeckung  sofort der  Stadt oder dem Amt  für 
Bodendenkmalpflege, Kurze Straße 36, 33613 Bielefeld (Tel. 0521/5200250) anzuzeigen und die 
Entdeckungsstätte drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten. 
 
5.  Landeswassergesetz und Niederschlagswasser:  
Teilbereich C.2, hier WA3, WA4, WA5: Zu den Versickerungs‐ und Regenrückhaltemaßnahmen wird 
auf den geotechnischen Bericht (Ing.Büro Urbanski, Januar 1996) und auf die Erschließungsplanung 
zum Bebauungsplan Nr. 8.2 (Ing.‐Büros Röper) verwiesen.  
Allgemeine Hinweise für alle Teilbereiche:  
‐ Zum  Schutz  vor extremen  Niederschlagsereignissen  ist das Baugelände  so  zu profilieren, dass 
Oberflächenabflüsse nicht ungehindert in Erd‐/Kellergeschosse eindringen können. Eine Sockel‐
höhe von 0,3‐0,5 m wird empfohlen. Oberflächenabflüsse dürfen nicht auf Nachbargrundstücke 
abgeleitet werden, sofern dieses im Entwässerungskonzept nicht ausdrücklich vorgesehen ist.  

‐ Auf wassergebunden befestigten Kfz‐Stellplatzanlagen  dürfen nur  für den  Straßenverkehr  zuge‐
lassene Fahrzeuge geparkt werden; Kfz‐Pflegearbeiten dürfen nicht erfolgen (Grundwasserschutz). 

6.  Brandschutz, Löschwassermenge:  
Auf Grundlage der technischen Regeln des DVGW, Arbeitsblatt W 405, ist für das Baugebiet eine 
Löschwassermenge von mindestens 48 m³/h  für zwei Stunden zur Verfügung zu stellen. Auf das 
Merkblatt „Brandschutz in der Bauleitplanung“ des Kreises Gütersloh wird verwiesen. 
 
7.  Ökologische Belange:  
Die Berücksichtigung ökologischer Belange und die Verwendung umweltverträglicher Baustoffe 
wird  nachdrücklich  empfohlen.  Stichworte  sind Wasser‐ und  Energieeinsparung, Nutzung  um‐
weltverträglicher Energietechniken,  naturnahe Wohnumfeldgestaltung mit  i.W.  standortheimi‐
schen  und  kulturhistorisch  bedeutsamen Gehölzen  oder  die  Verwendung  umweltverträglicher 
Baustoffe.  
Werden  auf  den  Grundstücken  zusätzlich  zur  Trinkwasserversorgung  private  Brauchwasseran‐
lagen errichtet, so sind diese bei der Stadt Halle  (Westf.) zu beantragen  (Befreiung vom Benut‐
zungszwang). Der Einbau einer Brauchwasseranlage  im Haushalt  ist unter Beachtung der Siche‐
rungsmaßnahmen gemäß Trinkwasserverordnung 2001 und DIN 1988 vorzunehmen und ist dem 
Wasserversorgungsunternehmen und dem Kreis Gütersloh, Abt. Gesundheit, schriftlich anzuzei‐
gen. Brauchwasserleitungen dürfen nicht mit dem übrigen Versorgungsnetz des Hauses verbun‐
den werden und sind farblich besonders zu kennzeichnen! 
 

 
 
5.  Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern sowie Bindungen für deren Erhalt (§ 9(1) 

Nr. 25 BauGB) 
 

5.1  Öffentliche  Grünfläche,  Gebietsabpflanzung:  Anlage  eines  strukturreichen  Gehölzzuges 
durch  Pflanzung  und  Entwicklung  standortheimischer  Gehölze  sowie  durch  Anlage  von 
Saumzonen; Pflanzschemata etc. siehe Fachbeitrag zum B‐Plan Nr. 8.2. 

 
5.2  WA3, WA4 und WA5, Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern etc. und fachgerechte Pflege 

und Erhalt von Gehölzen (§ 9(1) Nr. 25 a/b BauGB):  
a) WA3,  WA4  und WA5,  Begrünung  rückwärtiger Gartenflächen:  Je  angefangene  75 m² 

Pflanzfläche eines Baugrundstückes ist ein Hochstamm‐Obstbaum (Regionalsorten) fach‐
gerecht zu pflanzen und zu unterhalten. Bestand im WA3 kann ggf. angerechnet werden, 
ist dann aber zu erhalten bzw. bei natürlichem Abgang zu ersetzen. 

b) Hausbaum  im WA3, WA4  und WA5:  Entlang  der  Planstraßen  ist  je  Baugrundstück  in 
einem  Streifen  von  5 m  ab  Straßenbegrenzungslinie  mindestens  1  standortheimischer 
Laubbaum mit einem Stammumfang von mind. 12‐14 cm zu pflanzen und zu unterhalten. 
Bei Hausgruppen: mindestens 1 Baum je 2 Einheiten.  

  Zeichnerisch festgesetzte Bäume können angerechnet werden. 
Fachgerechte  Pflege  und  Erhalt:  Die  zeichnerisch  und  textlich  festgesetzten  Bäume  und 
Gehölze sind dauerhaft  zu  erhalten  (vgl. DIN‐Norm 18920, Ausgabe  08/2002).  Abgängiger 
Bestand  ist entsprechend durch standortheimische Gehölze zu ersetzen. Stammumfang bei 
Ersatzpflanzungen der festgesetzten Einzelbäume: mind. 20 cm in 1 m Höhe.  

 
 

6.  Sonstige Festsetzungen 
 
6.1  Gemeinschaftsstellplatzanlagen  (§ 9(1) Nr. 4, 22 BauGB) im WA3 und WA5  für das jeweils 

angrenzende  Baufenster:  Stellplätze,  Garagen/Carports  sind  für  diese  Baugrundstücke 
ansonsten  nur  innerhalb  der  Baugrenzen  zulässig  oder  können  bei  nachgewiesenem 
Bedarf nur als Ausnahme zugelassen werden. 

 
6.2  WA3, WA4  und WA5,  Festsetzung  nach  §  51a(2)  Landeswassergesetz: Unverschmutztes 

Niederschlagswasser  von  Dachflächen  und  von  befestigten  Flächen  ist  ‐ soweit  nicht  als 
Brauchwasser  genutzt ‐  in  den  Teilbereichen  A,  B,  C wie  folgt  zu  behandeln  (Abgrenzung 
siehe Übersichtsplan unter E.2): 
‐ Bereiche A, B:  Versickerung/Verrieselung  auf  Baugrundstücken;  in  Abstimmung  mit  der 
Stadt  ist  je  nach  baulicher  Verdichtung  ggf.  ein Notüberlauf  in  das  öffentliche  Entwäs‐
serungsnetz einzurichten. 

‐ Bereich C ohne ausreichende Versickerungsmöglichkeit: Rückhaltung auf Baugrundstücken 
durch  Regenwasser‐Anstauspeicher  o.ä.  und  gedrosselte  Einleitung  in  das  öffentliche 
Entwässerungsnetz; Bemessung analog natürlichem Abfluss: Abfluss maximal 5 l/s/ha. 

 
6.3  WA3, WA4 und WA5, Sammel‐Ausgleichsmaßnahmen im Plangebiet Nr. 8.2 auf den öffent‐

lichen Grünflächen  und Zuordnung gemäß  §§  1a, 9(1a) BauGB: Die Maßnahmen auf Teil‐
fläche F.1  (0,52  ha) der  öffentlichen Grünfläche, Gebietsabpflanzung  an  der L  782 werden 
den WA‐Gebieten als Sammel‐Ausgleichsmaßnahme für die Eingriffe in Natur und Landschaft 
zugeordnet. Ausgenommen hiervon ist der Überschneidungsbereich mit dem Bebauungsplan 
Nr. 8.1. Als Sammel‐Ausgleich für Eingriffe durch Erschließungsvorhaben der Stadt wird Teil‐
fläche F.2 an der L 782 mit 0,29 ha vorgesehen (siehe Plankarte). 

 
 
7.  Gestaltung  baulicher  Anlagen  sowie  Gestaltungs‐  und  Bepflanzungsvorschriften 

gemäß § 9(4) BauGB i.V.m. § 86(1) Nr.  1, 4, 5  BauO  
 

7.1  WA3, WA4 und WA5,  Dachform und Dachneigung  der Hauptbaukörper: Satteldach  (SD) 
einschl.  Krüppelwalmdach,  zulässige  Dachneigungen  siehe  Plankarte.  Bei  Nebendächern, 
untergeordneten Bauteilen und Nebengebäuden sind auch andere Dachneigungen zulässig. 

  Abweichungen  können  jew.  aus  energetisch‐konstruktiven  Gründen  bei ökologisch orien‐
tierten Bauformen, Niedrigenergiehäusern zugelassen werden (DN aber > 20°). 

 
7.2  WA3, WA4 und WA5, Dachaufbauten und ‐einschnitte, Dachgestaltung: 

a)  Dachaufbauten und  ‐einschnitte  sind erst  ab einer Dachneigung von 35o  zulässig  und 
dürfen  in  ihrer  Gesamtlänge  50%  der  jeweiligen  Traufenlänge  nicht  überschreiten 
(gemessen jeweils am Fuß im Schnittpunkt mit der Dachfläche). Vom Ortgang  ist jeweils 
ein Abstand von mindestens 1,5 m einzuhalten. 

b)  Firstoberkante von Nebendächern: mindestens 0,5 m unterhalb Oberkante Hauptfirst.  
c)  Als Dacheindeckung sind für das Hauptdach Betondachsteine oder Tonziegel in roten bis 

braunen Farben oder in den Farbtönen von anthrazit bis schwarz zulässig (Abgrenzung zu 
grau: gleich oder dunkler als RAL 7016 anthrazitgrau). 

  Bei untergeordneten Bauteilen, Nebenanlagen und Garagen sind auch andere Materialien 
zulässig. Extensive Dachbegrünungen und Solaranlagen sind jeweils ausdrücklich zulässig. 

 

7.3  WA3, WA4 und WA5, Stellplatzanlagen: 
a)  Pkw‐Stellplätze,  Zufahrten  und  Garagenzufahrten  sind  mit  kleinteiliger  Pflasterung 

(Kantenlänge max. 15 x 25  cm) mit hohem Fugenanteil  (z.B. Fugenbreite = 1 cm) oder 
mit Rasengitter,  Schotterrasen, Kies o.ä. wasserdurchlässig  zu befestigen.  Abweichend 
können  für  Zufahrten  eng  gelegte  kleinteilige  Materialien  wie  Poren‐,  Klinker‐  oder 
Verbundpflaster zugelassen werden; hierbei  ist,  soweit möglich, überschüssiges Regen‐
wasser seitlich auf dem Grundstück zu versickern. 

b)  Je  angefangene  4  nicht  überdachte  Pkw‐Stellplätze  einer  Sammelanlage  ist  an  bzw. 
zwischen diesen mindestens 1 standortheimischer Laubbaum  (Stammumfang mind. 14‐
16  cm)  in  einer  Baumscheibe  von mindestens  5 m²  (oder  Pflanzstreifen,  jeweils  vor 
Überfahren  zu  sichern)  fachgerecht  zu  pflanzen und  zu  unterhalten. Geeignete  Arten 
sind z.B. Feldahorn, Hainbuche oder Eberesche. 

c)  Carport‐/Pergolaanlagen  sind  mit  Rank‐,  Schling‐  oder  Kletterpflanzen  zu  begrünen. 
Soweit konstruktiv  möglich,  sind Carportdächer und Garagen mit einer DN <20° dauer‐
haft extensiv zu begrünen. 

 
7.4  WA3, WA4 und WA5, Standplätze  für Abfallbehälter  sind mit  standortgerechten  Laubge‐

hölzen einzugrünen, Kombinationen mit begrünten Rankgerüsten sind zulässig. 

 
7.5  WA3, WA4 und WA5, Vorgärten sind mit Ausnahme der Zuwegungen und zulässiger Stell‐

plätze etc. gärtnerisch  zu gestalten und zu unterhalten; sie dürfen nicht als Abstell‐, Lager‐
platz oder als Arbeitsfläche hergerichtet oder benutzt werden.  

 
7.6  WA3, WA4 und WA5, Einfriedungen sind  als  standortgerechte Laubhecken  zulässig.  Inner‐

halb dieser oder rückwärtig zur Gartenseite sind Kombinationen mit Drahtgeflecht oder Holz 
möglich, diese müssen  aber mindestens 0,5 m  von öffentlichen Verkehrsflächen abgesetzt 
sein. In Vorgärten sind Einfriedungen entlang der Planstraßen einschl. der seitlichen Einfrie‐
dung der Vorgärten nur bis  zu einer Höhe von maximal 0,8 m über  Straßenoberkante bzw. 
Geländeniveau zulässig. Geeignete Arten sind z.B. Hainbuche, Feuerdorn, Weißdorn, Liguster 
oder Buchsbaum.  

 
 
 
C.3  Teilbereich C.3: Textliche Festsetzungen für WA6, WA7 und WA8 (= bisher 

nicht durch Bebauungsplan überplanter Bereich Am alten Hof/Meisenbrink) 
 
 
1.  Art der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1 und Nr. 6 BauGB) 
 
1.1  Allgemeines Wohngebiet WA (§  4  BauNVO): Gemäß  § 1(6)  Nr.  1  BauNVO   sind  die  Aus‐

nahmen nach § 4(3) Nr. 4, 5 BauNVO ausgeschlossen (Gartenbaubetriebe, Tankstellen). 
 
 
2.  Maß der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1 BauGB) 
 
2.1  WA6, WA7  und  WA8,  Bezugspunkt  für  die  Höhe  baulicher  Anlagen  (§ 16  i.V.m.  § 18 

BauNVO): Die in der Planzeichnung festgesetzten Höhen werden bezogen auf die Oberkante 
Straßenbegrenzung/Bordstein der fertig ausgebauten Erschließungsstraße. 

  Berechnung  des  Bezugspunktes  je  Baugrundstück: Mittelwert  der  2  höchsten  Punkte  der 
Oberkante Fahrbahn/Gehweg  in Höhe der 2 Grundstückseckpunkte mit  der  Straßenbegren‐
zungslinie der  Straße, die  zur Erschließung bestimmt  ist. Bei Eckgrundstücken gilt  jeweils die 
längere Grundstücksseite, bei Ausrundungen im Straßenzug ist der mittlere Punkt festzulegen. 

  Ausnahmeregelungen nach § 31(1) BauGB: Bei einer Erschließung über einen privaten Stich‐
weg  kann  ggf.  nach  Abstimmung  der  Höhenlage  der  Stichwege mit  der  Stadt  auf  diese 
Wegehöhe Bezug  genommen werden. 

 
 
3.  Bauweise; überbaubare  und  nicht  überbaubare  Grundstücksflächen  und  Stellung 

baulicher Anlagen (§ 9(1) Nr. 2  BauGB) 
 
3.1  WA6, WA7  und WA8, Einschränkung  nach  § 23(5) BauNVO  für Garagen und  überdachte 

Stellplätze  (Carports):  Diese müssen  allgemein  auf  den  nicht überbaubaren Grundstücks‐
flächen im Zufahrtsbereich einen Abstand von mindestens 5 m  zur Begrenzungslinie öffent‐
licher Verkehrsflächen einhalten. Seitlich ist mindestens 1 m Abstand von diesen zu wahren 
(auch zu Fuß‐/Radwegen), der gemäß § 9(1) Nr. 25 BauGB mit standortheimischen Gehölzen 
als Hecke oder mit dauerhafter Fassadenbegrünung zu bepflanzen ist. 

 
 
4.  Gestaltung  baulicher  Anlagen  sowie  Gestaltungs‐  und  Bepflanzungsvorschriften 

gemäß § 9(4) BauGB i.V.m. § 86(1) Nr.  1, 4, 5  BauO  
 

4.1  WA6, WA7 und WA8,  Dachform und Dachneigung  der Hauptbaukörper:  Satteldach  (SD) 
ohne Krüppelwalmdach oder Walmdach (WD), zulässige Dachneigungen siehe Plankarte. Bei 
Nebendächern, untergeordneten Bauteilen und Nebengebäuden  sind auch andere Dachnei‐
gungen zulässig. 

   
4.2  WA6, WA7 und WA8, Dachaufbauten und ‐einschnitte, Dachgestaltung: 

a)  Dachaufbauten und  ‐einschnitte  sind erst  ab einer Dachneigung von 35o  zulässig  und 
dürfen  in  ihrer  Gesamtlänge  50%  der  jeweiligen  Traufenlänge  nicht  überschreiten 
(gemessen jeweils am Fuß im Schnittpunkt mit der Dachfläche). Vom Ortgang  ist jeweils 
ein Abstand von mindestens  1,5 m einzuhalten. 

  Dachaufbauten  sind  allgemein  nur  in  einer  Geschossebene  zulässig,  im  Spitzboden‐
bereich (= 2. Ebene im Dachraum) sind Dachaufbauten unzulässig. 

b)  Firstoberkante von Nebendächern: mindestens 0,5 m unterhalb Oberkante Hauptfirst.  
c)  Als Dacheindeckung sind für das Hauptdach Betondachsteine oder Tonziegel in roten bis 

braunen Farben oder in den Farbtönen von anthrazit bis schwarz zulässig (Abgrenzung zu 
grau: gleich oder dunkler als RAL 7016 anthrazitgrau). 

  Bei untergeordneten Bauteilen, Nebenanlagen und Garagen sind auch andere Materialien 
zulässig. Extensive Dachbegrünungen und Solaranlagen sind jeweils ausdrücklich zulässig. 

 
 4.3  WA6, WA7 und WA8, Stellplatzanlagen: 

a)  Je  angefangene  4  nicht  überdachte  Pkw‐Stellplätze  einer  Sammelanlage  ist  an  bzw. 
zwischen diesen mindestens 1 standortheimischer Laubbaum  (Stammumfang mind. 14‐
16  cm)  in  einer  Baumscheibe  von mindestens  5 m²  (oder  Pflanzstreifen,  jeweils  vor 
Überfahren  zu  sichern)  fachgerecht  zu  pflanzen  und  zu  unterhalten. Geeignete  Arten 
sind z.B. Feldahorn, Hainbuche oder Eberesche. 

b)  Carport‐/Pergolaanlagen  sind mit  Rank‐,  Schling‐  oder  Kletterpflanzen  zu  begrünen. 
Soweit konstruktiv möglich, sind Carportdächer und Garagen mit einer DN <20° dauer‐
haft extensiv zu begrünen. 

 

A.  Rechtsgrundlagen der Planung 
 
Baugesetzbuch  (BauGB)  i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004  (BGBl.  I  S. 2414),  zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509); 

Bundesnaturschutzgesetz  (BNatSchG)  i.d.F.  der  Bekanntmachung  vom  29.07.2009  (BGBl.  I  S. 
2542), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 06.02.2012 (BGBl. I S. 148); 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466); 
Planzeichenverordnung  (PlanzV´90) i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509); 
Landesbauordnung (BauO NRW) i.d.F. der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV. NRW S. 256), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.12.2011 (GV. NRW. S. 729); 
Gemeindeordnung Nordrhein‐Westfalen (GO NRW) in der zz. geltenden Fassung. 
 
 
 
B.  Planzeichen und zeichnerische Festsetzungen gem. § 9 BauGB i.V.m. BauNVO 

  1.  Art  der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr.  1 BauGB) 

  1.1  Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)  
 

 
  2.  Maß der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1  BauGB) 

  2.1  Grundflächenzahl GRZ (§ 19 BauNVO), Höchstmaß, z.B. 0,4 
 

  2.2  Geschossflächenzahl GFZ (§ 20 BauNVO), Höchstmaß, z.B. 0,8 
 

  2.3  Zahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO), z.B. 2 Vollgeschosse 

 
  2.4  Höhe baulicher  Anlagen  (§§ 16, 18 BauNVO)  in Meter über Bezugshöhe 

(siehe textliche Festsetzungen für die Teilbereiche C.1, C.2, C.3), hier:  
a)  Maximal zulässige Firsthöhe in Meter (= Oberkante First) 

b)  Maximal zulässige Traufhöhe in Meter (= Schnittkante der Außen‐
fläche der Außenwand mit der Oberkante Dachhaut) 
 

 
  3.  Bauweise;  überbaubare  und  nicht  überbaubare  Grundstücks‐

flächen sowie Stellung baulicher Anlagen (§ 9(1) Nr. 2 BauGB) 

  3.1  Bauweise (§ 22 BauNVO): 

a)  Offene Bauweise 
b)  Offene Bauweise, nur Einzel‐ und Doppelhäuser zulässig 

c)  Offene Bauweise, nur Hausgruppen zulässig 
 

 
 
 
 
 
 
 

3.2  Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO) 

=  durch Baugrenzen umgrenzter Bereich 
nicht überbaubare Grundstücksfläche 
 

3.3  Hauptfirstrichtung   und  Gebäudelängsachse  des  Hauptbaukörpers,  Fest‐
setzung  jeweils  bezogen  auf  den  eingetragenen  bestehenden  oder 
geplanten Baukörper sowie auf vergleichbare Grundstückszuschnitte 

 
 

   4.  Flächen für den Gemeinbedarf (§ 9(1) Nr. 5 BauGB) 

  4.1  Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen, Seniorenheim 
 

 
  5.  Verkehrsflächen (§ 9(1) Nr. 11 BauGB) 

  5.1  Straßenverkehrsfläche mit Straßenbegrenzungslinie 
 

  5.2  Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: Fuß‐/  Radweg 
 
5.3  Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: Privatweg 
 
5.4  Bereiche ohne Ein‐ und Ausfahrt, lückenlose Einfriedungen ohne Tore 
 

 
  6.  Grünflächen (§ 9(1) Nr.  15  BauGB) 

  6.1  Öffentliche Grünflächen mit Zweckbestimmungen: 
  a)  Öffentliche Grünfläche, gebietsgliedernder Grünzug und Parkanlage 

mit Wegeführungen  

b)  Öffentliche Grünfläche, Spielplatz 
c)  Öffentliche Grünfläche, gebietsgliedernder Grünzug  

d)  Öffentliche Grünfläche, Gebietsabpflanzung durch Anlage eines 
strukturreichen Gehölzzuges 

 

   
  7.  Vorkehrungen  zum Schutz  vor  schädlichen Umwelteinwirkungen 

etc. (§ 9(1) Nr. 24 BauGB), hier Schutz vor Verkehrslärm 

  7.1  Anlage  zum  Schutz  gegen  Straßenverkehrslärm:  geschlossene  Lärm‐
schutzwand mit  einer  Höhe  von mindestens  2,0 m  (Abschnitt  1)  oder 
mindestens 2,5 m (Abschnitt 2) über Fahrbahnrand der L 782 

 
7.2  Anlagen  zum  Schutz  gegen  Straßenverkehrslärm:  Lärmschutzwall  mit 

einer Höhe von mindestens 3,8 m über derzeitigem Geländeniveau, ggf. 
Kombination mit Lärmschutzwand 

 
7.3  Flächen  mit  Vorkehrungen  gegen  Straßenverkehrslärm,  hier  passiver 

Schallschutz  

a)  gemäß textlicher Festsetzung C.1/3.1 für WA1, WA2 insgesamt sowie 
b)  gemäß textlicher Festsetzung C.2/4.1 für WA4, WA5 im Bereich der 

gekennzeichneten Baugrenzen  
 
7.4  Passiver Schallschutz gemäß Lärmpegelbereichen III bis IV, siehe textliche 

Festsetzung C.1/3.2 
 
Hinweis: Anordnung eines Lärmschutzwalles an der B 68 und einer Lärmschutzwand an 

der L 782 gemäß Plankarte. Diese aktiven LS‐Maßnahmen dienen  vorrangig dem 
Lärmschutz außerhalb  der Gebäude (Terrassen, Gartenbereiche). 

 
 

 

   
  8.  Anpflanzung  von  Bäumen  und  Sträuchern  sowie  Bindungen  für 

deren Erhalt  (§ 9(1) Nr.  25 BauGB) 

  8.1  Anpflanzung  und fachgerechte Pflege (§ 9(1) Nr. 25a BauGB): 

a)  Anpflanzung  und  Pflege  von  standortheimischen  Bäumen  ̧ von  an 
Planstraßen  festgesetzten  Baumstandorten  kann  bei  notwendigen 
Zufahrten als Ausnahme um bis zu 3 m abgewichen werden 

b)  Umgrenzung  von  Flächen  zur Anpflanzung  und Pflege eines  Gehölz‐
zuges mit standortheimischen Bäumen und Sträuchern  

c)  Umgrenzung  von  Flächen  zur  Anpflanzung  und  Pflege  von  Hoch‐
stamm‐Obstbäumen auf Baugrundstücken (Festsetzung  C.2/5.2) 

 
8.2  Erhalt und fachgerechte  Pflege  von  Einzelbäumen  und  Baumgruppen 

(§ 9(1)  Nr. 25b  BauGB),  Abgänge  sind  i.V.m.  §  9(1)  Nr.  25a  BauGB 
entsprechend  zu  ersetzen  (Übernahme  gemäß  B‐Plan  Nr.  8.1,  Bäume 
nicht neu eingemessen) 
 

 
  9.  Fläche  für Versorgungsanlagen und  für die Abfallbeseitigung und 

für die Regenwasserrückhaltung (§ 9(1) Nr. 12, 14 BauGB) 

  9.1  Fläche für Versorgungsanlagen, hier: Versorgungsstation der T.W.O.  
 
9.2  Fläche für die Abfallbeseitigung, hier: Wertstoffsammelcontainer 
 
9.3  Fläche für die Regenwasserrückhaltung, hier: Regenrückhaltebecken 
 
 

   10.  Sonstige Planzeichen und Festsetzungen 

  10.1 Sichtfelder (§ 9(1) Nr. 10 BauGB) sind von Sichtbehinderungen jeglicher Art 
in einer Höhe  zwischen 0,8 m und 2,5 m über  Fahrbahnoberkante  ständig 
freizuhalten 

 

 

GFL 
 

GFL(A) 
 

GFL(K) 

10.2 Geh‐, Fahr‐ und Leitungsrechte (§ 9(1) Nr. 21 BauGB):  

a)   Geh‐  und  Fahrrecht auf  privaten Wohnwegen  zu Gunsten  der  Stadt 
Halle (Westf.) für Pflanz‐/Pflegearbeiten auf öffentlichen Grünflächen  

b)    Geh‐,  Fahr‐ und  Leitungsrecht  zu  Gunsten  der Anlieger und der Ver‐
sorgungsträger  

c)  Kanaltrassen  für Anlieger und  für öffentliche Kanäle mit  Leitungs‐ und 
Betretungsrecht zu Gunsten der Unterhaltspflichtigen und der Stadt  

 

  10.3 Gemeinschaftsstellplatzanlagen und Garagen  (§ 9(1) Nr. 4, 22 BauGB) für 
das jeweils angrenzende Baufenster  

 
  10.4 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9(7) BauGB) 

 
  10.5 Abgrenzung   der  Teilbereiche  WA1  bis  WA8  mit  unterschiedlichen 

Nutzungsmaßen, Gestaltungsvorschriften etc. oder Abgrenzung  von unter‐
schiedlichen Nutzungen  

 
  10.6 Maßangaben in Meter, z.B. 3,0 m 

 
10.7 Gewässer (§ 9(1) Nr. 16 BauGB), hier Laibach 
 
10.8 Baugestalterische Festsetzungen gemäß § 86 BauO i.V.m. § 9(4) BauGB: 

a)   Dachform der Hauptbaukörper gemäß Planeintrag: Satteldach (SD) 
oder Walmdach (WD) 

b)  Zulässige Dachneigung der Hauptbaukörper gemäß Planeintrag, z.B. 35°‐45° 
 

 
  11.  Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahmen  

 
11.1 Kennzeichnung nach § 9(5) Nr. 1 BauGB (siehe auch D. Sonstige Hinweise):  

a)   Das gekennzeichnete Plangebiet WA1 und WA2 sowie die nördliche 
Bauzeile WA4 und WA5 sind durch Straßenverkehrslärm von der B 68 
und der L 782 vorbelastet.  

b)  Die gekennzeichnete Teilfläche WA*8 ist durch Gewerbelärm der Kfz‐
Werkstatt Mischgebiets‐typisch vorbelastet.  

 

 

  12.  Katasteramtliche und sonstige Darstellungen ohne Festsetzungs‐
charakter  

 
123  
 

 
Grundstücks‐ und Wegeparzellen mit Flurstücksnummern 
 

 
 
 

Vorhandene Bebauung mit Hausnummer 
 
geplante Baukörper (unverbindlich) mit Festsetzung der Hauptfirstrichtung 
und Gebäudelängsachse des Hauptbaukörpers gemäß Festsetzung B.3.3 
 
Vorgeschlagene Erschließung für rückwärtige Grundstücke (unverbindlich) 
 
Böschungen entlang der L 782 und am Laibach  
 

  Definition  Vorgarten:  nicht  überbaute Grundstücksfläche  zwischen  Hausein‐
gangsseite  einschließlich  angrenzender  Schmalseiten  und  Verkehrsflächen  = 
halböffentlicher Bereich entlang der vorderen Baugrenzen mit einem Abstand 
von i.d.R. 3‐5 m zur Planstraße, vgl. Prinzipskizze mit Abgrenzung zum privaten 
Wohngarten WG. 

   
 
  

C.  Textliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB i.V.m. BauNVO 
 
 
C.1  Teilbereich C.1: Textliche Festsetzungen für WA1, WA2 und Gemeinbedarfs‐

fläche (= Bebauungsplan Nr. 8.1, soweit nicht durch den Bebauungsplan Nr. 
8.2 überplant) 

 
 
1.  Art der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1 und Nr. 6 BauGB) 
 
1.1  Allgemeines Wohngebiet WA (§ 4 BauNVO): Gemäß § 1(6) Nr. 1 BauNVO sind die Ausnah‐

men nach § 4(3) Nr. 4, 5 BauNVO ausgeschlossen (Gartenbaubetriebe, Tankstellen). 
 
 

2.  Maß der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1 BauGB) 
 
2.1  WA1, WA2 und Gemeinbedarfsfläche, Bezugspunkt  für die Höhe baulicher Anlagen  (§ 16 

i.V.m. § 18 BauNVO): Die in der Planzeichnung festgesetzten Höhen werden bezogen auf die 
Oberkante Straßenbegrenzungsbord der fertig ausgebauten Erschließungsstraße. 

  Berechnung  des  Bezugspunktes  je  Baugrundstück:  Mittelwert  der  2  höchsten  Punkte  der 
Oberkante Fahrbahn/Gehweg  in Höhe der 2 Grundstückseckpunkte mit der Straßenbegren‐
zungslinie der Straße, die zur Erschließung bestimmt ist. Bei Eckgrundstücken gilt jeweils die 
längere Grundstücksseite,  bei  Ausrundungen  im  Straßenzug  ist  der mittlere  Punkt  festzu‐
legen. 

  Ausnahmeregelungen nach § 31(1) BauGB: Bei einer Erschließung über einen privaten Stich‐
weg  kann  ggf.  nach  Abstimmung  der  Höhenlage  der  Stichwege mit  der  Stadt  auf  diese 
Wegehöhe Bezug genommen werden. 

 
 

3.  Vorkehrungen  zum  Schutz  vor  schädlichen  Umwelteinwirkungen  und  sonstigen 
Gefahren (§ 9(1) Nr. 24 BauGB), hier Schutz vor Verkehrslärm 

 
3.1  WA1, WA2 und Gemeinbedarfsfläche, passive Schallschutzmaßnahmen (§ 9(1)24 BauGB): 
  Hinweis: Das  Plangebiet wird  insgesamt  durch  Verkehrslärm  von der  B  68  und  der  L  782 

belastet. Die Lärmbelastung ist durch schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 
8.1 ermittelt worden. Das Plangebiet wurde insgesamt als  lärmbelastete Fläche festgesetzt. 
Folgende Schutzvorkehrungen werden getroffen (siehe auch B‐Plan Nr. 8.1):  

a)  Bei  der Neuerstellung  oder  beim Umbau  von Wohnungen  sind passive Schallschutzmaß‐
nahmen  in  Form  schallgedämpfter  Fenster  für  alle  Geschosse  vorgeschrieben.  Wohn‐
zimmer, Schlafräume, Kinderzimmer, Küchen, Arbeitszimmer und sonstige zum dauernden 
Aufenthalt  von Menschen  bestimmte  Räume  sind  mit  Fenstern  mindestens  der  Schall‐
schutzklasse II mit einem bewerteten Schalldämmmaß von R´w = 30‐34 dB(A) auszurüsten. 
Entsprechender  Schallschutz  wird  durch  den  Einsatz  normaler  Isolierverglasung  in 
Verbindung mit einer umlaufenden Dichtung in allen handelsüblichen Fenstern erreicht.  

  Die angrenzenden Bauteile (Wände, Decken und Dachflächen) sollen das gleiche R´w wie die 
Fenster aufweisen. Dies wird durch alle einschaligen, dichten Baustoffe mit einem Flächen‐
gewicht von FG mind. 50 kg/m² oder durch geeignete zweischalige Bauteile erreicht.  

  Schlafräume  sind  zusätzlich  mit  schallgedämmten  Lüftungseinrichtungen  auszustatten. 
Diese Räume sind möglichst an den  lärmabgewandten Seiten der Wohngebäude anzuord‐
nen. 

b)  Anordnung eines Lärmschutzwalles an der B 68 und einer Lärmschutzwand an der L 782 
gemäß Plankarte. Diese aktiven LS‐Maßnahmen dienen vorrangig dem Lärmschutz außer‐
halb der Gebäude (Terrassen, Gartenbereiche).  

 
3.2  WA1,  Teilfläche  zwischen  B  68  und  der  Straße  Zum  Laibachtal,  passiver  Schallschutz 

(§ 9(1)24 BauGB): 
a)  Innerhalb der eingetragenen  Lärmpegelbereiche  sind  zum Schutz  vor Verkehrslärm von 

der  B  68 bei Errichtung, Nutzungsänderung  oder baulicher Änderung  von Räumen, die 
zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen  bestimmt  sind,  passive  Schallschutzmaß‐
nahmen erforderlich  (Luftschalldämmung von Außenbauteilen). Es  sind bauliche Schutz‐
vorkehrungen mit dem  resultierenden  Schalldämmmaß  erf.  R`w.res  der Außenbauteile 
gemäß DIN 4109 (Ausgabe November 1989) wie folgt vorzunehmen: 

 

Lärmpegelbereich  erf. R`w.res der Außenbauteile, jeweils für  
  Aufenthaltsräume in Wohnungen  Büroräume u.ä. 

III  35 dB  30 dB 

IV  40 dB  35 dB 
 

b) Wohn‐  und Schlafräume,  Kinderzimmer  sind  innerhalb  der  eingetragenen  Lärmpegel‐
bereiche mit  schallgedämmten  Lüftungseinrichtungen auszustatten,  sofern  keine ausrei‐
chende Belüftung der Räume vom  lärmabgeschirmten, straßenabgewandten Bereich her 
möglich ist. 

 

c)  Ausnahmen  können  zugelassen  werden,  wenn  durch  einen  anerkannten  Sachver‐
ständigen nachgewiesen wird, dass geringere Maßnahmen ausreichen. 

 
 

4.  Gestaltung baulicher Anlagen (§ 9(4) BauGB i.V.m. § 86(1) Nr. 1 BauO) 
 
4.1  WA1, WA2 und Gemeinbedarfsfläche, zulässige Dachneigung der Hauptbaukörper:  
  siehe Eintrag  in der Plankarte. Bei Nebendächern, untergeordneten Bauteilen und Neben‐

gebäuden sind auch andere Dachneigungen zulässig. 

 
4.2  WA1, WA2 und Gemeinbedarfsfläche, Dachaufbauten und Dacheinschnitte: 

Alle  über  der Traufe angeordnete  Bauteile  wie  Dachgauben,  Zwerchgiebel  und  Dachein‐
schnitte  (Loggien) dürfen allgemein  in  ihrer  Gesamtlänge 1/3 der  jeweiligen Traufenlänge 
nicht überschreiten. Diese wird gemessen als größte Länge der Gaube  in der Dachhaut, Ein‐
zelanlagen werden zusammengerechnet. Vom Ortgang ist ein Abstand von mindestens 1,5 m 
einzuhalten. 
 

4.3  WA1, WA2 und Gemeinbedarfsfläche, zulässige Drempel: Im WA1 und WA2 sind Drempel 
bis zu maximal 0,6 m zulässig  (Drempelhöhe gemessen an der äußeren Wandfläche von OK 
Fertigdecke bis  zur Schnittlinie Wand  /  OK  Dachhaut).  In  der Gemeinbedarfsfläche  sind 
Drempel nur konstruktiv zulässig. 
 

4.4  WA1, WA2  und  Gemeinbedarfsfläche,  zulässige  Sockelhöhe:  Die Sockelhöhe  der Wohn‐
gebäude, gemessen ab OK  Fertigfußboden EG bis  zur Höhe der ausgebauten Erschließungs‐
straße im Zufahrtbereich, darf 0,5 m nicht überschreiten. 
 

4.5  Abweichungen: Bei An‐/Umbauten  im überplanten Altbestand  können  ggf. Abweichungen 
von den Festsetzungen 4.1, 4.2, 4.3 und 4.4 zugelassen werden. 

 
 
 
 
C.2  Teilbereich C.2: Textliche Festsetzungen  für WA3, WA4, WA5  (= bisheriger 

Bebauungsplan Nr. 8.2) 
 
 
1.  Art der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1 und Nr. 6 BauGB) 
 
1.1  Allgemeines Wohngebiet WA  (§  4  BauNVO): Gemäß  § 1(6) Nr.  1  BauNVO  sind  die  Aus‐

nahmen nach § 4(3) Nr. 4, 5 BauNVO ausgeschlossen (Gartenbaubetriebe, Tankstellen). 
 
 
2.  Maß der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1 BauGB) 
 
2.1  WA3, WA4 und WA5, Sockelhöhe und Bezugspunkt  für die Höhe baulicher Anlagen  (§ 16 

i.V.m. § 18 BauNVO):  
  a) Die maximal zulässige Sockelhöhe beträgt 0,5 m über Bezugspunkt. 

  Bemessung: Oberkante  Erdgeschossfußboden  über  dem  höchsten  Anschnitt  der  natür‐
lichen  Geländeoberfläche  durch  die  Außenfläche  der  Außenwand  des  Gebäudes.  Bei 
geneigter Geländeoberfläche  entlang der  bergseitigen  (=  höchstgelegenen) Außenwand 
ist die im Mittel gemessene Höhe maßgebend (vgl. Prinzipskizze E.1).  

b) Bezugshöhe für First‐ und Traufhöhen: Die in der Planzeichnung eingetragenen Trauf‐ und 
Firsthöhen werden in Meter über Oberkante Erdgeschossfußboden festgesetzt.  

 
 
3.  Bauweise;  überbaubare  und  nicht  überbaubare  Grundstücksflächen und  Stellung 

baulicher Anlagen (§ 9(1) Nr. 2 BauGB) 
 
3.1  WA3, WA4 und WA5,  Einschränkung  nach § 23(5) BauNVO  für Garagen und überdachte 

Stellplätze  (Carports):  Diese  müssen  allgemein  auf  den  nicht  überbaubaren Grundstücks‐
flächen  im Zufahrtsbereich einen Abstand von mindestens 5 m zur Begrenzungslinie öffent‐
licher Verkehrsflächen einhalten. Seitlich  ist mindestens 1 m Abstand von diesen zu wahren 
(auch zu Fuß‐/Radwegen), der gemäß § 9(1) Nr. 25 BauGB mit standortheimischen Gehölzen 
als Hecke oder mit dauerhafter Fassadenbegrünung zu bepflanzen ist. 

 
 
4.  Vorkehrungen  zum  Schutz  vor  schädlichen  Umwelteinwirkungen  und  sonstigen 

Gefahren (§ 9(1) Nr. 24 BauGB), hier Schutz vor Verkehrslärm 
 
4.1  Vorkehrungen im WA4 und WA5:  In der bezeichneten Bauzeile unterhalb der L 782 müssen im 

Obergeschoß bzw. im ausgebauten Dachraum in die zum dauernden Aufenthalt von Menschen 
bestimmten  Räume  mindestens  Schallschutzfenster  der  Schallschutzklasse  II  mit  einem 
bewerteten  Schalldämmaß  von  R´w  =  30‐34  dB(A)  eingebaut werden,  sofern  von  den  be‐
troffenen Fenstern eine Sichtbeziehung zur L 782 besteht. Sind Schlafräume mit Schallschutz‐
fenstern auszustatten und  ist deren Lüftung nicht von einer von der L 782 abgewandten Seite 
möglich, sind diese mit entsprechenden schalldämpfenden Lüftungseinrichtungen zu versehen.
Grundlage: schalltechnisches Gutachten TÜV Hannover/Sachsen‐Anhalt, Januar 1995. 

 
Hinweis:  Anordnung  eines  Lärmschutzwalles   an  der  B 68  und  einer  Lärmschutzwand  an der  L  782 
gemäß  Plankarte.  Diese  aktiven  LS‐Maßnahmen  dienen  vorrangig  dem  Lärmschutz  außerhalb  der 
Gebäude (Terrassen, Gartenbereiche). 

 
 

4.4  WA6, WA7  und WA8, Standplätze  für Abfallbehälter sind mit standortgerechten Laubge‐
hölzen einzugrünen, Kombinationen mit begrünten Rankgerüsten sind zulässig. 

 
4.5  WA6, WA7 und WA8, Vorgärten sind mit Ausnahme der Zuwegungen und zulässiger Stell‐

plätze etc. gärtnerisch zu gestalten und zu unterhalten; sie dürfen nicht als Abstell‐, Lager‐
platz oder als Arbeitsfläche hergerichtet oder benutzt werden.  

 
4.6  WA6, WA7 und WA8, Einfriedungen sind als standortgerechte Laubhecken zulässig.  Inner‐

halb dieser oder rückwärtig zur Gartenseite sind Kombinationen mit Drahtgeflecht oder Holz 
möglich, diese müssen aber mindestens 0,5 m von öffentlichen Verkehrsflächen abgesetzt 
sein.  In Vorgärten sind Einfriedungen entlang der Planstraßen einschl. der seitlichen Einfrie‐
dung der Vorgärten nur bis zu einer Höhe von maximal 0,8 m über Straßenoberkante bzw. 
Geländeniveau zulässig. Geeignete Arten sind z.B. Hainbuche, Feuerdorn, Weißdorn, Liguster 
oder Buchsbaum.  

 
4.7  Abweichungen: Bei An‐/Umbaumaßnahmen im überplanten Altbestand können ggf. Abwei‐

chungen von den Festsetzungen 4.1 bis 4.6 zugelassen werden. 
 
 
5.  Hinweis: 
 

Anordnung  eines  Lärmschutzwalles  an   der  B  68  und  einer  Lärmschutzwand  an  der  L  782  gemäß
Plankarte.  Diese  aktiven  LS‐Maßnahmen  dienen  vorrangig  dem  Lärmschutz  außerhalb  der Gebäude
(Terrassen, Gartenbereiche). 

 

Satzungsbeschluß  
gemäß § 10(1) BauGB 

 

Der Bebauungsplan wurde vom Rat 
der Stadt Halle (Westf.) gemäß 
§ 10(1) BauGB am 12.06.2013 mit 
seinen planungs- und bauordnungs-
rechtlichen Festsetzungen als Sat-
zung beschlossen. 
 
 
 
Halle (Westf.), den  ....................... 
 
im Auftrage des Rates der Stadt 
 
................................................... 
Bürgermeisterin 
 
 
................................................... 
Ratsmitglied 

 

Bekanntmachung  
gemäß § 10(3) BauGB 

Planunterlage 

 

Der Beschluss des Bebauungsplanes als 
Satzung gemäß § 10(1) BauGB ist am 
................. ortsüblich gemäß § 10(3) 
BauGB mit Hinweis darauf 
bekanntgemacht worden, dass der 
Bebauungsplan mit Begründung und gem. 
§ 10(4) BauGB mit einer zusammenfas-
senden Erklärung während der Dienst-
stunden in der Verwaltung zu jedermanns 
Einsichtnahme bereitgehalten wird. 
Mit der erfolgten Bekanntmachung ist der 
Bebauungsplan in Kraft getreten. 
 
 
Halle (Westf.), den  .................... 
 
 
................................................... 
Bürgermeisterin 

 

Die Planunterlage entspricht den 
Anforderungen des § 1 der PlanzV 90 
vom 18.12.1990. Stand der Planunter-
lage im beplanten Bereich: 
01/2008 (bzgl. Bebauung)  
01/2008 (bzgl. Flurstücksnachweis) 
Die Festlegung der städtebaulichen 
Planung ist - i.V. mit dem digitalen 
Planungsdaten-Bestand (hier: DXF-
Datei) als Bestandteil dieses Bebau-
ungsplans - geometrisch eindeutig. 
(Hinweis: Einmessung der LS-Wand 
durch das Vermessungsbüro Massong) 
 
Gütersloh, den 28.06.2013 
 
 
gez. Vormweg                       DS. 
Vermessungsbüro Vormweg 

 

 

 
E.  Prinzipskizze Gebäudehöhen und Übersichtskarte Versickerung 

  
1. Prinzipskizze zur Bestimmung der Gebäudehöhen im WA3, WA4 und WA5 
 
FHmax= 9,5 m 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
THmax= 3,5 m                                            ggfs. II. VG / ca. 2,6 m  
   
 
 
 

I. VG  / zus. ca. 2,8 m 
 
 
Ok Fußboden EG  
 
Sockelhöhe 0,5 m 
 
Bezugspunkt Sockelhöhe:          
höchster Anschnitt des natürlich gewachsenen Geländes 
bzw. im Mittel gemessene Höhe an bergseitiger Außenwand 
 
 
 
 
 
 

 
2. Übersichtskarte: Versickerung von Niederschlagswasser im WA3, WA4, WA5 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Übersichtsplan zu Festsetzung C.2/6.2 gemäß § 51a LWG: 
Bereiche A, B:  Versickerung von Niederschlagswasser möglich 
Bereich C:  Versickerung von Niederschlagswasser nicht möglich 
(nach: Geotechnischer Bericht Ing.Büro Urbanski, Januar 1996)       
 
 


